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Ringkämpfe am Bosporus.
Paris, 17. Dezember.

Die Anſtrengungen des Petersburger Kabinetts, bei der
Pforte eine Einſchränkung der Machtbefugniſſe der deutſchen
Militärmiſſion durchzuſetzen, die bereits durch zwei Erlaſſe des
Sultans feſtgelegt wurden, ſind als geſcheitert zu betrachten.
Zum dritten Male ſeit der Wiedereinnahme Adrianopels durch
die Türken hat das ruſſiſche Preſtige am Bosporus Einbuße
erlitten. Als die Türken den Vormarſch auf das ihnen ent-
riſſene Adrianopel ausführten, erhob das Petersburger Kabinett
entſchiedenen Einſpruch gegen dieſe „ſchreiende Ungerechtigkeit“.
Man forderte in Brandartikeln die franzöſiſche Regierung auf,
ſich an einer Einſchüchterungsaktion zu beteiligen, den Türken
die Piſtole an die Bruſt zu ſetzen. Nach reiflicher Erwägung
gelangten die Ruſſen zur Einſicht, daß eine Truppenlandung
recht ungünſtige Folgen für Rußland nach ſich ziehen könnte;
zudem riet die Pariſer Diplomatie energiſch von dieſem Plane
ab. Herr Saſſanow fand nun ein neues, bisher noch nicht in
Anwendung gebrachtes Mittel: den Finanzboykott. Der Tür-
kei ſollten die Lebensmittel abgeſchnitten werden. Kein Pfen-
nig ſollte gegeben werden, ehe nicht der ruſſiſchen Forderung,
Adrianopel zu räumen, Genüge getan ſei. Die franzöſiſche Re-
gierung ſchien dieſem draufgängeriſchen Ton wenig Enthuſias-
mus entgegenzubringen. Schüchtern verſuchten einige Blätter
den panſlawiſtiſchen Heißſpornen begreiflich zu machen, daß es
dem Pariſer Kabinett nicht möglich ſei, Privatbanken an Geld-
geſchäften mit der Pforte zu verhindern. Der frühere türkiſche
Finanzminiſter Dſchavid Bei wachet über die guten Beziehun-
gen der Pariſer Bankiers zur Konſtantinopeler Regierung.
Während man in Petersburg Zeter und Mordio rief, ging der
ſchlaue Dſchavid Bei gelaſſen ſeinen Weg: er verhandelte mit
Herrn Pichon über die franzöſiſchen Konzeſſionen in Klein
gſien. Der ruſſiſche Verbündete mußte ſich mit dem Gedanken
prrireu. machen, daß die Republik auf die Sicherung ihrer ei-

Intereſſen bedacht ſei. Für den Alliierten bleibt noch im-
giterx t eitere Verlauf der Balkankrieſe ergab, daß Frank-

die Verzichtleiſtung Rußlands auf Adrianopels Rückgabe
un Bulgarien erreicht hat. Ein Stachel iſt jedoch zurückge-
blieben. Die Erinnerung an dieſe Niederlage des Petersburger
Kabinetts hat ſich beſonedrs in der Türkei deutlich und wohl
noch auf lange Zeit hinaus eingeprägt.

Den zweiten Echec erlitt Rußland in der Angelegenheit
des an der Ermordung Mahmud Schefket Paſchas beteiligt ge-
weſenen Kawakli. Der Selbſtmord des Häftlings in Peters-
burg glaubt man an deſſen Vergiftung machte dem Streite
über die Auslieferung ein Ende. Es kam da zu erregten Auf-
tritten zwiſchen dem ruſſiſchen Botſchafter Herrn von Giers
und dem Großweſir. Die Beziehungen zwiſchen dem Vertreter
des Zaren und der Pforte geſtalteten ſich ſo unleidlich, daß die
diplomatiſchen Beſprechungen meiſt in ſcharfe Auseinander-
ſetzung ausarteten. Herr von Giers dürfte ſich nach all dem
Geſchehenen in Stambul nicht mehr wohl fühlen. Sehr übel
nahm er es dem in Berlin weilenden Vermittler Dſchavid Bei,
an den Großweſir ein Telegramm gerichtet zu haben, des Jn-
haltes: Laſſen Sie ſich durch die Fanfaronaden des Herrn von
Giers nicht ins Bockshorn jagen. Hier verſichert man, daß
Dſchavid Bei dieſe Depeſche unter dem Eindruck diplomatiſcher
Unterredungen, die er über die Miſſionsfrage gepflogen, an
Said Halim gerichtet hat.
Im dritten ruſſiſch-türkiſchen Streitfall, der jetzt in der Pa

riſer Ruſſenpreſſe ſäbelraſſelnd traktiert wird, zeigt ſich mit
aller Deutlichkeit, daß man der Petersburger Regierung die
Stimmungsmache in den Zeitungen gerne bewilligt, aber die
diplomatiſche Seite der Angelegenheit mit größter Zurückhal-
tung behandelt. Es ſteht feſt, daß der franzöſiſche Botſchafter
in Konſtantinopel die ſchwebenden türkiſchfranzöſiſchen Finanz-
fragen ruhig mit der Pforte erörterte, während in Petersburg
die Hetze gegen die deutſche Militärmiſſion ihren Höhepunkt
erreichte. Es ſteht feſt, daß eine Pariſer Bankengruppe ein
Darlehen von 200 Millionen Francs der Türkei bewilligte,
ohne ſich an das Veto der Regierung zu kehren, die übrigens
ihre Bedenken in recht zweideutige Worte kleidet. Und heute,
nachdem der Großweſir den Schritt Rußlands mit einer ver
neinend ausweichenden Antwort erwidert hat, erklärt man hier
unumwunden, daß ein Finanzboykott der Türkei ein Ding der

nmöglichkeit ſei. „Wenn wir unſere Kaſſe zuſperren, liefert
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Man ſetzt alſo alle Hebel in Bewegung, um Rußland von
drohenden Maßnahmen abzuhalten. Ein militäriſches Vor-
gehen Einmarſch ruſſiſcher Soldaten in Armenien oder eine
Truppenlandung am Goldenen Horn wird ſtreng verur-
teilt. Nur auf dem Wege diplomatiſcher Vrehandlungen will
Frankreich ſeinem Alliierten folgen; das iſt die Wahrheit. Man
fühlt ſich aber durch dieſe uneingeſtandene Tatſache ſehr pein-
lich berührt und ſucht nach einem Ventil. Es zu finden, war
nicht ſchwer. „Nicht wir ſind die Schuldigen, ſondern Deutſch-
lang!“ verſicherte man mit frommer Miene. Das allein konnte
nicht recht genügen. Um ein Pünktchen aufs i zu ſetzen, ver
öffentlicht der „Temps“ einen Rückblick auf die deutſchruſſiſchen
Beziehungen, aus. dem ſo behauptet das Blatt unab-
weislich die Tatſache hervorgehe, daß die deutſche Regierung
Herrn Saſſonow und Herrn Kokowzew getäuſcht habe. Kaum
hatten die ruſſiſchen Diplomaten den Heimweg angetreten, da
ließ man in Berlin alle Verſprechungen außer acht und ſchritt
rückſichtslos an die Regelung der Miſſionsfrage. Um dem ver-
ſtimmten Rußland einen Troſt zu geben, warnt der „Temps“
vor dem eigenſüchtigen Deutſchland. Jn Petersburg dürfte
man den Zweck dieſer franzöſiſchen Rückzugsmanöver leicht er
raten und bald einſehen, daß ſich die Wünſche Rußlands in Ar-
menien ohne deutſche Mitwirkung nicht erfüllen laſſen. Die
Saat des Mißtrauens wird nicht aufgehen, ſo gerne man dies
hier möchte, um über die eigenen Schwierigkeiten mit dem
Verbündeten hinwegzukommen.

Die Grenzen der Enkenke.
Der „Daily Graphic“ ſchreibt über die Frage des Militär

kommandos in Konſtantinopel: Wir haben uns in dieſen
Streit ſo weit hineinziehen laſſen, daß wir mit den Entente-
genoſſen an einer Anfrage bei der türkiſchen Regierung teil-
genommen haben. Es iſt nicht leicht zu ſagen, wie weit das
die Freiheit unſeres Handelns beeinträchtigt, aber der gemeine
Mann wird ſich des Gedankens freuen, daß unſere Hände noch
frei ſind. Wir können es uns in dieſer Frage nicht leiſten,
Rußland blindlings zu unterſtützen in der Vorausſetzung, daß
der Geiſt der Entente dieſe Unterſtützung erheiſcht. Wir glau-
ben nicht, daß die Entente eine ſo weittragende Bedeutung hat,
und wenn dies der Fall wäre, wären wir geneigt, ſie zu wider-
rufen, denn wir haben unſere eigenen Jntereſſen zu berück-
ſichtigen, und dieſe ſind weder mit einer Verkürzung der ſou-
veränen Rechte der Türkei vereinbar, noch mit einem Handel,
der Rußland eine Vorzugsſtellung am Bosporus einräumt. Die
Aufgabe Sir Edward Greys, ſagt das Blatt, ſei nicht, Partei
zu ergreifen, ſondern ſoweit wie möglich als ehrlicher Makler
zu handeln. England befinde ſich mit allen ſtreitenden Par-
teien im beſten Einvernehmen, und es ſollte daher leicht ſein,
ein annehmbares Kompromiß vorzuſchlagen.

Der Zweck der ruſſiſchen Hetze.

Berlin, 18. Dezember. Frankreich, das ſich augenſcheinlich
nicht über die nach der Türkei entſandte deutſche Militärmiſſion
und die ſich daran knüpfende diplomatiſche Niederlage der Tri-
eplentente beruhigen kann, hat ſeinem gekränkten Ehrgeiz einen
Erſatz geſchaffen. Griechenland ſoll nämlich auf Drängen
Frankreichs eine der türkiſchen ganz analoge Militärmiſſion
einrichten. Auch dort ſoll ein Modell- Armeekorps unter einem
franzöſiſchen General mit durchweg franzöſiſchen Offizieren auf-
geſtellt werden. Außerdem ſoll die Artillerie durch franzöſiſche
Jnſtrukteure vollſtändig neu ausgebildet werden. Ein ent-
ſprechender königlicher Befehl wird in Athen in kürzeſter Zeit
erwartet.

Über die deutſche Militärmiſſion für die Türkei bringt der
„Lok.-Anz.“ die folgende inſpirierte Auslaſſung: Jn hieſigen
diplomatiſchen Kreiſen hat man ſich auch jetzt noch nicht ganz
von dem Erſtaunen darüber erholt, daß die Dreiverbandmächte
in Konſtantinopel den im voraus zum Mißerfolg verurteilten
Schritt gegen die deutſche Miſſion unternommen haben. Daß
ein ſolcher Schritt das Anſehen der türkiſchen Regierung bei den
eigenen Untertanen nicht heben kann, liegt auf der Hand. Und
was England betrifft, ſo beſitzt der britiſche Admiral, der zur-
zeit mit 15 britiſchen Offizieren, die noch bedeutend vermehrt
werden ſollen, ſich zur Reorganiſation der türkiſchen Marine in
Konſtantinopel befindet, die abſolute Kommandogewalt über
die geſamte türkiſche Flotte, damit alſo ſchon jetzt einen viel
weitgehenderen direkten Einfluß auf das wichtigſte zukünftige
Verteidigungsmittel der Türkei, als die deutſche Miſſion ihn
vorausſichtlich jemals gewinnen wird. Ob dieſer engliſche Ein-
fluß gerade zu Gunſten Rußlands ausgeübt werden wird, darf

land noch Frankreich ſehr leicht gefallen ſein, ſich dem ruſſiſchen
Schritt, ſo harmlos er auch ſchließlich in der Praxis ausgefallen
iſt, anzuſchließen, und es bleibt nur noch die große Frage, was
Rußland eigentlich mit dem Vorgehen bezweckt hat, deſſen Er
folgloſigkeit es von vornherein vorausſehen mußte. Man kann
die Vermutung nicht von der Hand weiſen, daß es lediglich in
der Hoffnung gehandelt hat, auf dieſem Wege von der Pforte
gewiſſe Kompenſationen herausſchlagen zu können.

Es ſei noch hinzugefügt, daß auch Rußland fortgeſetzt von
der Türkei Dinge fordert, die den internationalen Widerſpruch
viel mehr herausfordern als die Einrichtung der deutſchen Jn-
ſtruktoren. Rußland ſtellt, wie gemeldet wird, an die Pforte
folgende neue Forderungen:

1. daß das Kommando der Gendarmerie in den armeni-
ſchen Provinzen ruſſiſchen Offizieren übergeben,

2. daß die Feſtungswerke der Meerengen nicht weiter be-
feſtigt, ſondern im gegenwärtigen Zuſtand belaſſen,

3. daß die in Armien zu bauenden Bahnlinien in der
Breite der ruſſiſch-kaukaſiſchen Bahnen ausgeführt werden.

Man verſichert, daß die Pforte die zwei erſten Bedingun-
gen zurückzuweiſen und die letztere anzunehmen gedenke.

Der Streit zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen.
Der Staatsſekretär des Jnnern empfing am Donnerstag

im Beiſein des preußiſchen Handelsminiſters, Landwirtſchafts-
miniſters und Miniſters des Jnnern die Herren Geheimen Me-
dizinalräte Profeſſoren Dr. Paſſow, Dr. Orth und Dr. Krauß
von der Berliner Univerſität, welche namens der mediziniſchen
Fakultäten der deutſchen Univerſitäten der Regierung den drin-
genden Wunſch ans Herz legten, bei dem Streit zwiſchen Ärzten
und Krankenkaſſen ſich des ärztlichen Standes im Rahmen der
beſtehenden Geſetze wohlwollend anzunehmen. Mit den Ver-
tretern der Fakultäten wurde das Für und Wider der Stand-
punkte der Krankenkaſſen und der ürzte durchgeſprochen und
ſeitens des Staatsſekretärs des Jnnern die Bereitwilligkeit er-
klärt, Ausgleichsverhandlungen zwiſchen den Ärzten und den
Krankenkaſſen herbeizuführen, ſofern beide Teile damit einver-
ſtanden ſeien. Es wurde den Vertretern der Fakultäten eine
Skizze vorgelegt, die nach Anſicht der Regierung als Grund-
lage für ſolche Verhandlungen dienen könnte. Falls die Be-
teiligten bereit ſind, in dieſe Verhandlungen einzutreten, müßte
überall, wo es zu Vertragsabſchlüſſen zwiſchen Ärzten und
Kaſſen noch nicht gekommen iſt, zunächſt mit Geltung vom 1.
Januar 1914 ab ein dreimonatiges Jnterimiſtikum auf der Ba-
ſis der zwiſchen den Kaſſen und den Ärzten gegenwärtig gelten-
den Vereinbarungen geſchaffen werden, damit Zeit zur Ver-
ſtändigung gewonnen wird. Die Vertreter der mediziniſchen
Fakultäten üebrnahmen es, in dieſem Sinne mit den ärztlichen
Organiſationen in Verbindung zu treten.

Die Reſidenzpflicht der Beamten.
Der Geſamtverband preußiſch-deutſcher Vororte hatte an

die einzelnen preußiſchen Reſſortminiſter eine Eingabe gerich-
tet, in der um Auskunft gebeten wurde, welche Maßnahmen
die Miniſterien über das Auswärtswohnen der Beamten ge-
troffen haben, und ob eine Neuregelung der Frage in Ausſicht
genommen ſei. Die Antworten der preußiſchen Miniſter ſind
jetzt, wie das „Teltower Kreisblatt“ mitteilt, bis auf die des
Finanzminiſters eingegangen. Der Miniſter des Jnnern teilt
mit, „daß es nicht in der Abſicht der Staatsregierung liegt, die
Frage des Auswärtswohnens der Beamten durch eine allge-
meine Anordnung zu regeln“. Dieſem Beſcheid haben ſich der
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, für Handel und Ge-
werbe, der Kultusminiſter und der Landwirtſchaftsminiſter an-
geſchloſſen. Auf die Materie ſelbſt gingen der Kriegsminiſter,
der Juſtizminiſter und der Miniſter der öffentlichen Arbeiten
ein. Der Kriegsminiſter teilt mit, daß von ſeinem Reſſort der
Grundſatz vertreten werde, die Beſchränkung im Auswärtswoh-
nen der Beamten könne nur durch Gründe herbeigeführt wer-
den, die in unmittelbarem Dienſtintereſſe liegen. Der Juſtiz-
miniſter antwortete, daß die Vorſtellung des Geſamtverbandes
preußiſch- deutſcher Vororte zu Maßnahmen für den Bereich der
Juſtizverwaltung keinen Anlaß gegeben habe. Der Miniſter
der öffentlichen Arbeiten verwies in ſeinem Beſcheid auf die
von ihm bereits getroffenen Danach iſt denMaßnahmen.
Beamten der Staatseiſenbahnverwaltung die widerrufliche Er-
laubnis, außerhalb ihres Dienſtortes Wohnung zu nehmen, in
der Regel nur dann zu verſagen, wenn nach Lage der Verhält-
niſſe befürchtet werden muß, daß die ordnungsmäßige Wahr-
nehmung des Dienſtes durch die entfernte Lage der Wohnung

Zeutſchland der Türkei Geld, und dann ſind wir die Geprell-

doch als ſehr fraglich erſcheinen. Danach kann es weder Eng- beeinträchtigt werden würde.
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Die Arbeitsloſenfrage in Berlin.

Berlin, 19. Dezember. Die Stadtverordnetenverſammlung
überwies geſtern den ſozialdemokratiſchen Antrag, 500 000 M.
für die Unterſtützung Arbeitsloſer zu bewilligen, einem Aus-
ſchuß. Der Vertreter der größten Fraktion, Caſſel, ließ keinen
Zweifel darüber, daß er in dem Antrage nicht das geeignete
Mittel zur Abſtellung der zweifellos vorhandenen Not erblicke.
Wenn es tatſächlich, wie die Sozialdemokraten behaupteten,
83 000 Arbeitsloſe gebe und jeder nur 1 M. täglich erhalten
ſollte, ſo würden die 500 000 M. in ſechs Tagen aufgebraucht
Hilts Dann würden von den Sozialdemokraten einfach weitere

Das ſei ein Weg, den Berlin nicht
gehen könne.

Deukſches Reich.
Berlin, 18. Dezember. (Hofnachrichten.) Die Kaiſerlichen

Majeſtäten weilten heute im Neuen Palais bei Potsdam. Nä-
here Nachrichten liegen nicht vor.

Provinz und Umgegend.
Anmmendorf, 18. Dezember. Eine Fabrik für Slhärtung iſt
ſoeben zu den zahlreichen hieſigen Jnduſtrieanlagen getreten.
Durch die beiden gewaltigen Gaſometer zwiſchen der Thüringer
Bahn und der Braunkohlengrube von der Heydt wird ſie weit-
hin ſichtbar. Durch ein beſonderes Verfahren, hauptſächlich
durch Behandlung mit Waſſerſtoff, ſoll tieriſchen Fetten (Fiſch-
tran uſw.) der üble Beigeſchmack genommen werden, um ſie,
in feſte Form gebracht, der menſchlichen Ernährung nutzbar zu
machen.

Lokales.
Merſeburg, 19. Dezember.

Von der Königlichen Regierung. Herr Regierungs und
Geheimer Baurat Beisner gedenkt mit dem 1. Januar 1914 in
den Ruheſtand zu treten. Als ſein Nachfolger im Amt iſt von
genanntem Zeitpunkt ab Herr Regierungs- und Baurat Harms
in Düſſeldorf deſigniert worden.

Schnell verſtorben. Auf dem Wege zu ſeiner Arbeits
ſtätte, der Königsmühle, erlitt heute früh der Arbeiter Fremd-
ling, unweit der Waſſerkunſt, einen Schlaganfall. Auf dem
Transport nach dem Krankenhauſe verſtarb der Genannte.

Neue Anleihe in Sicht. Nach einer Blättermeldung ſchätzt
man den Geldbedarf des Reiches und Preußens auf 34 Milliar-
den M., und iſt für Anfang Januar eine 49ige Anleihe zu er-
warten. Wieviel davon auf das Reich und wieviel auf Preu-
ßen entfällt, iſt nicht angegeben. Die Finanzreform, die 500
Millionen erbrachte, wurde im Jahre 1909 Geſetz, der Wehr-
beitrag tritt am 1. Januar 1914 in Kraft. Der Abgeordnete
Spahn hat kürzlich im Reichstage ausgeführt, wir gingen auf
die 6. Milliarde Reichsſchuld los, was wahrſcheinlich mit den
ſedgango erwähnten 34 Milliarden Neubedarf gemeint geweſen
iſt.

Einheifliche Regelung der Leiſtungen bei den Kranken-
kaſſen. Wie mitgeteilt wird, beabſichtigt die Reicheregierung,
eine einheitliche Auslegung der Vorſchriften der Re'i.hsverſiche-
rungsordnung über die Gleichwertigkeit der Leiſtur gen bei den
Krankenkaſſen für das ganze Reich herbeizuführen. Man
nimmt an, daß es ſich früheſtens am 1. Januar 194 überſehen
laſſen wird, ob die Mehrleiſtungen der maßgebenhen Kaſſe, die
noch kein volles Jahr gelten, nur auf Koſten der Rücklage oder
durch unzuläſſige Erhöhungen der Beiträge ermöglicht worden
ſind. Man ſieht deshalb als den Termin, zu dem die ſechsmo-
natliche Friſt, innerhalb welcher die ſatzungsmäßigen Leiſtun-
gen der Betriebskrankenkaſſen denen der maßgebenden Kran-
kenkaſſe mindeſtens gleichwertig zu machen ſind erſt den 1.
Januar 1915 an, als den Endtermin alſo den 30. Juni 1915.
Schwankende Leiſtungen der maßgebenden Kaſſe ſollen nur be-
rückſichtigt werden, ſoweit ſie das volle Jahr hindurch in Gel-
tung waren. Die einjährige Friſt des S 260 wird erſt frühe-
ſtens vom 1. Januar 1914 ab berechnet werden können, weil
es bei dieſer Vorſchrift auf die Zeit ankommt, während deren
die Leiſtungen tatſächlich gewährt werden und es vor dieſem
Zeitpunkte an einer maßgebenden Kaſſe fehlt. Kaſſen, die be-
reits im Jahre 1913 ihre nach der Reichsverſicherungsordnung
zu gewährenden ſatzungsmäßigen Leiſtungen feſtgeſetzt haben
oder feſtſetzen ſollten, können auf eine Berückſichtigung der auf
dieſes Sahr fallenden Zeit nicht rechnen, weil die tatſächliche
Gewährung der Leiſtungen erſt mit dem 1. Januar 1914 ein-
tritt. Eine Regelung in dieſem Sinne empfiehlt ſich, wie man
meint, nicht nur für neu errichtete allgemeine Ortskranken-
kaſſen, ſondern aus Zweckmäßigkeitsgründen auch für die auf
Grund des Artikels 15 des Einführungsgeſetzes zur Reichsver-
ſicherungsordnung ausgeſtalteten gemeinſamen Ortskranken-
kaſſen. Dafür ſpricht auch die Erwägung, daß S 260 der Reichs-
verſicherungsordnung nur ſolche Leiſtungen der maßgebenden
Kaſſe vorausſetzt, die auf Grund der Reichsverſicherungsord-
nung, d. h. vom 1. Januar 1914 an, zu gewähren ſind.

Es wird Winker! Zur Wetterlage wird von der Wetter-
dienſtſtelle Weilburg unterm 17. Dezember d. Js. geſchrieben:
Endlich ſcheint ein durchgreifender Umſchlag der ſeitherigen
trübſeligen Witterung bevorzuſtehen. Auf der Rückſeite des
eben vorüberziehenden Wirbels ſcheint ſich eine Hochdruckbrücke
vom ſüdweſtlichen nach dem nordöſtlichen Europa auszubilden.
Es würden dann ſehr bald bei uns nördliche und ſpäterhin

W nordöſtliche kalte Winde einſetzen, ſodaß wir den Eintritt einer
Froſtperiode erwarten können. Die Prophezeiung echten Win-
terwetters wird allgemein freudig begrüßt werden, umſomehr,
als ſie diesmal ja auch wirklich zur Tatſache zu werden ſcheint.
Mit beſonderer Freude empfinden aber auch unſere Geſchäfts-
leute den Witterungsumſchlag, der einen günſtigen Ausblick für
das Einkaufen vor den Weihnachtstagen, beſonders aber am
Goldenen Sonntag, gibt.

Der Wehrbeikrag. Trotz mehrfacher aufklärender Artikel
in den Tageszeitungen herrſcht vielfach noch Unklarheit, wie
ſich künftig die Steuerverhältniſſe geſtalten; deshalb noch einige
Worte über das Thema. Jn Preußen beſteht 1) die Einkom-
menſteuer. Dazu wird veranlagt, wer ein Jahreseinkommen
von 900 bis 3000 M. hat. Wer mehr als 3000 M. Jahresein-
kommen hat, iſt verpflichtet, anzugeben, wieviel Jahreseinkom-
men er hat, und danach wird er dann zur preußiſchen Ein-
kommenſteuer veranlagt. Neben dieſer Einkommenſteuer

geht 2) die Ergänzungsſteuer her, die von denjenigen
erhoben wird, welche Vermögen beſitzen. Zu der Einkommen-
und Ergänzungsſteuer treten 3) die Kommunalſteuer-
zuſchläge. Dieſe letzteren ſetzen die einzelnen Gemeinden
ſelbſt feſt, es gehören dazu die Grundſteuer (Steuer nach dem
gemeinen Wert), ferner die Gebühren für Kanäle uſw. Dies
waren die Staats- und Kommunalſteuern, wie ſie bisher be-
ſtanden. Dieſe Steuern bleiben als ſolche beſtehen, es tritt aber
von Neujahr ab hinzu eine Reichsſteuer, genannt Wehr-
beitrag. Auch für dieſe muß, wie bei der preußiſchen Einkom-
menſteuer von den Steuerpflichtigen mit einem Jahreseinkom-
men von mehr als 3000 M., deklariert werden, d. h., der
Steuerpflichtige darf nicht darauf warten, wie hoch er veran-
lagt wird, ſondern er iſt verpflichtet bei Zwanggsſtrafe bis zu
500 M. anzugeben. wie groß ſein Vermögen iſt und wel-
ches Jahreseinkommen er hat. Dieſe Steuererklärungen (De-
klarationen) erfolgen zwar erſt im Laufe des Monats Januar,
die Veranlagung erfolgt aber vom 1. Januar ab, jeweils für
ein Jahr, und es wird der Stand des Vermögens vom 31. De-
zember ab zu Grunde gelegt. Der Wehrbeitrag zerfällt in zwei
Teile: 1) 1malige Vermögensabgabe, 2) Abgabe v. Einkommen.
Der einmalige Beitrag muß nach den im Geſetz vorgeſchriebe-
nen Abſtufungen entrichtet werden. Ein Vermögen von 50 000
M. braucht beiſpielsweiſe nicht verſteuert zu werden, wenn der
Beſitzer dieſes Vermögens nicht mehr als 2000 M. Jahresein-
kommen hat. Jſt letzteres höher, ſo muß das Vermögen nach
der beſtehenden Staffel verſteuert werden. Dieſe einmalige
Vermögensſteuer braucht nicht in einem Jahre voll bezahlt zu
werden, es kann vielmehr im Laufe von drei Jahren geſche-
hen. Neben der Vermögensſteuer wird noch die Reichseinkom-
menſteuer erhoben, obſchon ſo die offizielle Bezeichnung nicht
lautet. Auch dieſe Steuer gehört zum „Wehrbeitrag“, ſie wird
in derſelben Weiſe erhoben, wie die preußiſche Einkommen-
ſteuer, d. h. nach der Höhe ſteigend, aber nur einmal. Es ſte-
hen alſo für alle, die Vermögen und Jahreseinkommen haben
nach den Beſtimmungen des Wehrbeitragsgeſetzes, neue Steu-
ern unmittelbar bevor. Wiſſentlich unrichtige Angaben in den
Steuerdeklarationen ziehen ſchwere Strafen nach ſich. Die
Steuerbehörde gibt die wiſſentlich unrichtigen Deklarationen
von Amtswegen an die Staatsanwaltſchaften ab, die Gerichte
können auf Freiheitsſtrafen erkennen, außerdem wird das 20-
fache des hinterzogenen Steuerbetrages als Geldſtrafe verwirkt.
Dagegen erfolgt eine Beſtrafung für früher hinterzogene Ein-
kommenſteuerbeträge nicht, ſofern nur von Neujahr ab richtig
deklariert wird.

Vorlage
an den Kreistag, betreffend Bau einer Brücke über die Saale

bei Dürrenberg. sAm 7. Januar 1914 findet hier im Kreishauſe ein Kreis-
tag ſtatt, dem mehrere Vorlagen des Kreisausſchuſſes zur Ge-
nehmigung unterbreitet werden, darunter die folgende:

Seit langen Jahren iſt es der dringende Wunſch der Jnter-
eſſenken, die jetzt nur durch eine Fähre ermöglichte Verbindung
zwiſchen den Ufern der Saale bei Dürrenberg verbeſſert zu ſe-
hen. Verſchiedentlich iſt der Verſuch gemacht worden, die
Durchführung eines Brückenprojekts finanziell zu ſichern; die
beteiligten Gemeinden haben ſich in den Jahren 1904 bis 1907
zu teilweiſe nicht unerheblichen Opfern bereit erklärt. Die Ver-
handlungen ſcheiterten damals an der Unmöglichkeit, die ver-
anſchlagte Koſtenſumme von rund 150 000 M. durch Zeichnung
ſeitens der Gemeinden und der ſonſtigen Jntereſſenten aufzu-
bringen.

Jm Beginn des Jahres 1913 ſind die Verhandlungen er-
neut aufgenommen worden. Der Herr Regierungspräſident,
dem die Verleihung des Rechtes der Brückengelderhebung und
die Feſtſtellung des Tarifs zuſteht, hat erklärt, daß er gegen
die Verleihung dieſes Rechtes grundſätzliche Bedenken nicht zu
erheben habe. Ebenſo hat der Herr Miniſter der öffentlichen
Arbeiten ſich bereit erklärt, für den Fall der Erbauung einer
feſten Brücke über die Saale bei Dürrenberg den Betrieb der
Fähre ohne Entſchädigung für den dem Staat entſtehenden
Pachtausfall ruhen zu laſſen. Dieſe Entſcheidung iſt für das
Unternehmen von beſonderer Bedeutung, da der Staat unter
Umſtänden durch eine derartige Forderung die Rentabilität des
Projekts von vornherein hätte ausſchließen können. Endlich
hat der Herr Landeshauptmann unverbindlich zugeſagt, für die
aus Anlaß des Neubaues einer Saalebrücke bei Dürrenberg zu
ſchaffenden Straßenanlagen (Rampen, Zufahrtſtraßen uſw.)
einſchließlich der auf der Brücke liegenden Straßenſtrecke eine
Beihilfe von 4.20 M. für das laufende Meter und außerdem für
das Bauwerk ſelbſt eine Summe von der durch den Ko-
ſtenanſchlag nachgewieſenen Bauſumme abzüglich des Wertes
für Straßenbefeſtigung auf der Brücke zu befürworten.

Die vorerwähnten Zuſagen laſſen die Ausführung des
Projektes nunmehr als möglich erſcheinen. Durch das Landes-
bauamt in Weißenfels ſind daher im Auftrage des Vorſitzenden
des Kreisausſchuſſes vorläufige Ermittlungen angeſtellt wor-
den. Sie haben ergeben, daß das früher aufgeſtellte Projekt,
welches mit einer Koſtenſumme von rund 150 000 M. abſchloß,
auf unzureichenden Unterlagen beruhte. Jn ihm ſind vor allen
Dingen die Koſten der Zufahrtsſtraßen und der Rampen, die
naturgemäß eine hohe Summe erfordern, nicht berückſichtigt
worden. Auf Grund der von dem Landesbauamt in Weißen-
fels aufgeſtellten Unterſuchungen wird mit einer Geſamtkoſten-
ſumme von 225 bis 250 000 M. gerechnet werden müſſen. Die
Deckung dieſer Koſten iſt in folgender Weiſe gedacht bei einer
angoenmmenen Geſamtſumme von rund 240 000 M. beträgt
der Betrag der Provinz 80 000 M.

Der übrig bleibende Betrag von 160 000 M. wird vom
Kreiſe durch eine Anleihe aufgebracht. Da für Betonbrücken
eine Amortiſation von 140 nach dem Urteil der Techniker voll-
kommen ausreichend erſcheint, wird mit einer Verzinſungs-
und Tilgungsſumme von rund 59 gerechnet werden können.
Es würden demnach jährlich rund 8000 M. aufzubringen ſein.

Nach der übereinſtimmenden Anſicht der Jntereſſenten
werden jährlich mindeſtens 5000 bis 6000 M. an Brückengeld

aufkommen. Man ſtützt ſich bei dieſer Annahme auf die durch
den jetzigen Fährbetrieb erzielten Einnahmen und auf die E
fahrung, daß nach Erbauung einer Brücke der Verkehr ſich geht

Wegen der Aufbringung des jährlichen Reſtbetrages wür.
den noch Verhandlungen einzuleiten ſein. Es wird in Ausſic t
genommen, das eventuelle Defizit zu drei Vierteln vom Krei
aus dem vorhandenen Fonds zur Förderung des Wegebaue
zu einem Viertel von den intereſſierten Gemeinden decken

laſſen. zDer Kreisausſchuß hat auf Grund dieſer Exwägußgen keine
Bedenken getragen, dem Kreistage die Erbauung der Brücke in
eigener Regie vorzuſchlagen. Handelt es ſich doch um ein wich
tiges Bauwerk, das dazu beſtimmt ſein ſoll, die beiden durch die
Saale getrennten Kreisteile zu verbinden und einem langge-
fühlten Notſtand abzuhelfen. Die Belaſtung des Kreiſes durch
das Unternehmen iſt, wie die vorſtehenden Ausführungen be
weiſen, gering und dürfte in keinem Verhältnis zu den Vortei
len ſtehen, die von der Errichtung der Brücke zu erhoffen ſind

Der Kreisausſchuß beantragt daher, der Kreistag wolle ſich
grundſätzlich damit einverſtanden erklären, daß der Kreis aſe
Unternehmer des Brückenbaues in der erörterten Weiſe quf-
tritt, den Kreisausſchuß mit der Vorlage eines Projektes beguf-
tragen und für die Koſten der Vorarbeiten einen Betrag von
2500 M. bewilligen, der auf die eventuell ſpäter aufzunehmende
Anleihe zu verrechnen iſt.

Vermiſchtes.
Newyork, 17. Dezember. Aus Waſhington wird gemeldet, daß ein

großer Beſtechungsſkandal bevorſteht, der ſich auf dunkle Geſchäfte beim
Bau des Panamakanals gründet. Der Direktor der Kommiſſion für den
Bau des Kanals, John Burke in Colon, iſt von einem ſeiner Angeſteſt-
ten öffentlich der Beſtechlichkeit angeſchuldigt worden. Er ſoll ſich von
Lieferanten hohe Proviſionen für die Vergebung von Millionenaufträgen
haben bezahlen laſſen.

Paris, 17. Dezember. Über einen Zweikampf zwiſchen zwei Frauen
werden in der Pariſer Preſſe intereſſante Angaben gemacht. Der Grund
zu dem Duell, das am Mittwoch im Zentrum der Stadt vor ſich ging
war natürlich die Eiferſucht. Der Zweikampf wurde mit kurzen Dolchen
ausgetragen, während als Zeugen die geſamten Freunde und Freundin,
nen der beiden jungen Mädchen anweſend waren. Der Kampf wurde
mit unglaublicher Heftigkeit geführt, ſodaß es die männlichen Zuſchauer
überhaupt nicht wagen konnten, die Kämpfenden auseinander zu bringen,
ohne nicht ſelbſt verwundet zu werden. Das Duell endete dadurch, daß
eine der Teilnehmerinnen, die 19jährige Marie Hautenod, zuſammen
brach. Stiche in die Bruſt und in den Kopf hatten ſie ſo ſchwer verletzt,
daß ſie ſchnell nach dem Hoſpital gebracht werden mußte, wo ſie lebens-
gefährlich darniederliegt.

Kiew, 17. Dezember. Die Polizei verhaftete hierſelbſt eine Bande
verkommener Perſonen, die auf den Jahrmärkten Kinder raubten und ſie
zu Bettelzwecken verſtümmelten. Bei den Verbrechern wurde ein Knabe
und ein Mädchen vorgefunden, die entſetzlich verſtümmelt worden ſind.
Dem Knaben ſind beide Beine gebrochen und der Körper des Mädchens
iſt zerſtochen und zerſchunden und über und über mit Schorf bedeckt. Die
Polizei hat feſtgeſtellt, daß die Bande 70-—-100 Kinder auf dem Gewiſſen
hat. Das Haupt der Bande war ein Mann namens Kutſcherow. Der
Verbrecher konnte leider entfliehen, während ſeine Frau, die an den Ver
brechen teilgenommen hat, verhaftet wurde.

Stuttgart, 17. Dezember. Nunmehr ſind insgeſamt 22 000 an
die Hinterbliebenen der Opfer Wagners verteilt worden. Lehrer Wag-
ner befindet ſich noch zur Unterſuchung ſeines Geiſteszuſtandes in Tü-
bingen. Man glaubt, daß er in der am 4. Februar in Heilbronn ſtatt-
findenden Schwurgerichtsperiode vor ſeine Richter kommt.

Newyork, 17. Dezember. Geſtern nacht brannte eines der bekann-
teſten Logierhäuſer im chineſiſchen Viertel von Newyork nieder. Es war
mit Leuten aller Nationen dicht angefüllt, unter denen ſich bei der furcht
baren Panik entſetzliche Szenen abſpielten. Die Menſchen kämpften wie
die Beſtien um den Ausgang nach den Feuerleitern. Vier Perſonen ver-
brannten, darunter eine Jtalienerin mit ihren beiden Kindern. An hun
dert Perſonen wurden mit Mühe gerettet. Viele erlitten Verletzungen.

„J;J,„

Poſtagenturen als Verſorgungsſtellen für penſionierke Beamte,
Es ſcheint in Beamtenkreiſen wenig bekannt zu ſein, daß

die Poſtagenturen auch geſundheitsſchwachen Perſonen zugäng-
lich ſind, denn die Zahl der Beamten im Ruheſtand iſt unter
den Poſtagenten ſehr gering. Die Poſtagenturen werden fe
dem Jahre 1898 auch weiblichen Perſonen übertragen. Die
Annahme erfolgt auf dreimonatige Kündigung; bei der Aus-
wahl der Anwärter wird darauf geſehen, daß ihr wirtſchaft
liches Beſtehen, unabhängig von der Einnahme aus der Poſt-
dienſtſtellung, durch Einnahmen aus Ruhegehalt, Beſitztum, Ge
werbe, Gehalt uſw. ausreichend geſichert iſt. Ferner werden
vorzugsweiſe ſolche Perſonen berückſichtigt, deren Anweſenheit
im Hauſe ohnehin bedingt iſt. Die Ausbildung der Anwärter
erfolgt nicht wie die der Berufsbeamten in einer längeren, mit
Fachprüfung abſchließenden Vorbereitungszeit, ſondern ſie wer-
den nur einige Wochen von einem Fachbeamten unterwieſen
und in die Geſchäfte eingeführt. Der Dienſt wird dadurch we-
ſentlich erleichtert, daß ihn der Agent nicht perſönlich zu verrich-
ten braucht, ſondern durch Familienangehörige uſw. ausführen
laſſen kann. Von dieſer Erlaubnis wird ausgiebiger Gebrauch
gemacht. Die Zahl der von den Oberpoſtdirektionen zugelaſſe-
nen eVrtreter beläuft ſich auf 10 554, wovon 5510 Ehefrauen,
2896 Kinder, 1289 ſonſtige Verwandte der Poſtagenten und
859 andere Perſonen ſind. Auch geeignete weibliche Perſonen
werden mit der Verwaltung von Poſtagenturen betraut. Es
beſteht daher für Beamtenwitwen die Möglichkeit, ſich mit Aus-
ſicht auf Erfolg um eine Poſtagentur zu bewerben. Jn dem
Organ des Verbandes Deutſcher Beamtenvereine wird darauf
hingewieſen, daß anſcheinend die Möglichkeit einer Verſorgung

(Fortſetzung auf nächſter Seite.)

S Hote tiereuhe. sei 3
auf. STube 20. 60 100 S

in dilen

ehe

Hag, dem coffeinfreien Bohnen-
kaſfee, den gleichen Geſchmack des
Kaffees, ohne eine Erregung des
Herzens zu verſpüren.

Geheimrat Exzellenz v. Leyden Vortrag
„Herzneuroſe und deren Behandlung“).
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Nummer 298. 1913. Merſeburger Kreisblatt nebſt „Jlluſtr. Sonntagsblatt“ Sonnabend, den 20. Dezember.

für Beamte im Ruheſtand und für Beamtenwitwen durch Über-
nahme einer Poſtagentur wenig bekannt iſt, und daß es daher
notwendig erſcheint, hier aufklärend zu wirken.

Leipzig, 17. Dezember.
Der alte Goehz ſchwer erkrankk.

Der Geheime Sanitätsrat Dr. Fer-
ms Umeliche Bekannkmachungen.

Unter Bezugnahme auf meine
Verfügung vom 22. April ds. Js.
J.-Nr. 3/13 8t. erſuche ich umWieder-
vorlage der im III. Vierteljahr des
Steuerjahres 1913 von mir feſt
geſetzten und den Magiſträten, Ge
meinde- und Gutösvorſtänden über
ſandten Eiukommen u. Ergänzungs-
ſtener- Zu und Abgangsliſten (ein-
ſchließlich der Abgangsliſten über
Steuerabgänge im Rechtsmittel-
verfahren) bis ſpäteſtens 20. d. Mts.

Den Zu und Abgangsliſten iſt
je ein auf der erſten Seite unter
ſchriftlich zu vollzicehender Bogen

„Zuſammenſtellung der Zu-
gänge und Abgänge au Ein
kommen und Ergänzungs-
ſteuer“ (Muſter 2 und 3)

beizufügen.
Merſeburg, den 13. Dezember 1913.

Der Vorſitzende
der Veranlagungs-Kommiſſion.
Frhr. v. Wilmowski.

Zwangsverſteigerung.
Jm Wege der Zwangsvollſtreckung

ſollen die in Merſeburg, Meuſchauer-
ſtraße belegenen, im Grundbuche von
Merſeburg Band e9 Blatt 3247 zur
Zeit der Eintragung des Ver-
ſteigerungsvermerkes auf den Namen
des Kolonnenführers Guſtav Martin
zu Merſeburg eingetragenen Grund-
ſtücke: Kartenblatt 1, Parzelle 437/12,
9 a 72 qm, Kartenblatt 1, Parzelle
438/12, 3 a 01 qm, Kartenblatt 1,
Parzelle 290/13, 1 a 40 qm, mit
einem Grundſteuerreinertrage von
8,32 Tlr., Grundſteuermutterrolle
Artikel 2444, am

21. Februar 1914,
vormittogs 9 Uhr

durch das unterzeichnete Gericht
an der Gerichtsſtelle Zimmer
Nr. 19 verſteigert werden.
Merſeburg, den 10. Dezember 1913.

Königliches Amtsgerſcht.
Gottesdienſt nzetgen

Som tag, den 21. Dezember. (4. Advent.)
Es predigen

Dom. Vorm. 10 Uhr:
Wuttke.

Nachm. 5 Uhr. Weihnachtsfeier des
Kindergottesdienſtes. Diakonus Wuttke.

Jungfrauen- Verein Seffnerſtr. 1 fällt
aus.

Diakonus

Stadt. Vorm. 10 Uhr: Pa' or
Herther.

Nachm. 5 Uhr: Wiihnachtsſeier im
indergot. esdienſt Paſtor Riem.
Abends 8 Uhr: Jünglingsverein.

Paſtor Wecrrher.
envurg Vorm. 10 Uhr: Paſtor

elius.
„„„Nachm. 4 Uhr: Kind rgottesdienſt.
(Weihnachtsfeiec).

Neumarkt. Vorm. 10 Uhr: Paſtor J
Boit.

Nachm. 5 Uhr: Weihnachtsfeier des
Kindergottesdienſtes. Paſtor Boit.

Volksbibliothek und Leſehalle geöffnet
Sonntag von 11--12 Uhr mittags und
8--7 Uhr nachmittags.

Katholiſcher Gottesdienſt.
Wintergottesdienſtordnung 7 Uhr:

Beichte, 8 Uhr: Frühmeſſe, 10 Uhr:
ochamt und Piedigt, nochm. 2 Uhr:
hriſtenlehre oder Andacht.

Private Anzeigen

Herberge zur Heimat.
Um den Wanderern unſerer Her-

berge eine Weihnachtsfreude bereiten
zu können, bitten wir auch in dieſem
Jahre unſere Freunde um eine Gabe.
Kleidungsſtücke werden gern abgeholt,
oder beim Hausvater, Herberge zur
Heimat, Eingang Brauhausſtraße,
angenommen. Geldgaben werden
auch von Herrn Sekr. Levecke, Annen-
ſtraße 8 und dem Unterzeichneten
angenommen.

Der Vorſtand. Werther, P.
Sparkaſſe gewährt

noch einige Hypotheken
möglichſt in kleineren Poſten.

Anfragen erbeten unter 2520 an
Exp. ds. Bltts.

7 e nev e

Bei den Verhandlungen zwiſchen den Krankenkaſſen und den. Arzten
wird im allgemeinen die Schuld an der nicht zuſtande kommenden Eini-
gung den erſteren zugewieſen, und für die Krankenkaſſen iſt deshalb eine
Darſtellung der wahren Sachlage von großer Bedeutung. So hat die
Landkrankenkaſſe Merſeburg, in welcher vom 1. Januar 1914 ab ſich die
bisherigen Gemeindekrankenverſicherungen des Kreiſes Merſeburg ver-
einigen müſſen, ſeit dem Sommer d. J. mit den bisherigen Kaſſenärzten
Verhandlungen gepflogen über den Abſchluß eines Vertrages. Ein Ent-
wurf, an deſſen Ausarbeitung der Verein der Aerzte für den Kreis
Merſeburg im Jntereſſe der Aerzte teilnahm, hat deſſen vollſtändige
Billigung erhalten. Auch audere Aerzte, die nicht Mitglied des Vereines
ſind, haben die Beſtimmungen des Entwurfes als für die Kaſſenärzte
günſtig und vorteilhaft anerkannt. Alle Aerzte, an welche der Vertrag
zur Unterzeichnung geſandt worden iſt, haben ſich in ihren Antworten
zum Vertragsabſchluſſe bereit erklärt, jedoch die Bedingung daran ge-
knüpft, daß ihnen die Vertragskommiſſion der Aerztekammer die Erlaubnis
erteilen würde. Sie iſt jetzt verweigert worden ohne Angabe der Gründe.
Infolgedeſſen ſteht die Landkrankenkaſſe Merſeburg vor der Tatſache, daß
ſie nicht in der Lage iſt, ihre Kaſſenmitglieder vom 1. Januar 1914 ab ärztlicp
zu verſorgen. Unter dieſen Umſtänden hat die Landkrankenkaſſe Merſe-
burg den Antrag auf Erteilung zur Ermächtigung aus g 370 R. V. O.
geſtellt und wird im Falle der Genehmignng ſeitens des Oberver-
ſicherungsamtes außer dem Krankengelde anſtelle der geſetzlichen Kranken-
pflege noch eine beſondere Barvergütung von 65 Pfennigen für den
Arbeitstag vom Beginn derKrankheit an gewähren entſprechend der Be-
ſtimmung des s 370 R. V O. in Verbindung mit der Verfügung des
Miniſters für Handel und Gewerbe vom 2. 12. 1913. Dieſen Betrag hat
der Kranke zu benutzen, um die Forderungen des von ihm in Anſpruch
genommenen Arztes und die Koſten der verordneten Arzenei uſw. zu be

leichen.J Dieſe Klarftellung ſoll einerſeits dazu dienen, dieKaſſenmitglieder von

dem Vorgehen der Landkrankenkaſſe Merſeburg und der Aerzte zu unter
richten, andererſeits ſie über ihr Verhalten in künftigen Krankheitsfällen
zu belehren.

Tehlitz a. d. S., den 15. Dezember 1913.
Die Landkrankenkaſſe Merſeburg.

S (hriststollen
in verſchiedener Qualität

empfiehlt

R. Baumann, Clobigkauer Straße 8.
e

V an a R Snur eigenes bestes Fabrikat ft. Leb- und Honigkuchen 5

Baum-Confect
feinste Conſituren, Bonbonnieren emfiehlt

Paul Elkner, Conditorei.

S e Sh
9

O. Rossberg, Juwelier,
Gold- und Silberwaren,

Mein Lager ist für
Weihnachtsgeschenke

reichhaltigst ausgestattet.

2430)

Neu eingeführt!

Slekir. Lichiväder.
Russ. röm. Bäder. Moor- u. Kastendampf-, sowie

alle Kurbäder. Massage.
Johannis hat Merseburg, r 245Johannisstr. 10. Tel. Nr. 245. r

dinand Goetz, der langjährige und verdienſtvolle Vorſitzende
der Deutſchen Turnerſchaft, iſt, wie ſchon mitgeteilt wurde,
ernſtlich erkrankt und hat ein Krankenhaus aufſuchen müſſen.
Das Leiden verſchlimmerte ſich anfangs der vorigen Woche
derart, daß, um das Schlimmſte vorläufig abzuwenden, zur

m
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z e
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Veſonders biliges Angebot ſo

Bettbezug, bunt mit 2 Kiſſen, 350 420 4.95 etc.
Linon-Bezüge mit 2 Kiſſen, 4.50 5.00 5.75 etc.
Geſtr. Satin-Bezüge mit 2 Kiſſen, 5.50 5.75 7.25 etc.

S Damaſt-Bezüge mit 2 Kiſſen, 5 75 7.50 850 ete.
B.ttücher, 15024200 2.00 2.15 ete.
Waffel-Bettdecken 1.75 200 etc.Piqué-Bettdecken 4.00 4.59 etcEngl. Tüll- Bettdecken a 3.00 3.50 ete.
Erbstüll-Bettdecken, 2 bettig, 9.50 13.00 etc,

erſeburg Entenplan 8e i. pS
D

e

e e S e

Vuppen und SHpielwaren

Ampyutation des linken Armes geſchritten werden mußte. Die
Operation iſt Mittwoch mittag erfolgt. Der Kranke ſchlief da
nach bis gegen Abend und befand ſich am Donnerstag den Um-
ſtänden nach wohl. Es iſt zu hoffen, daß der 87jährige Mann
noch einmal gerettet wird.

großer Poſten

Weißwaren und Wäſche
auf den Weihnachtstiſch.

Eine ſehr günſtige Gelegenheit ſoweit Vorrat reicht für

Braut Ausſtattungen,
Hotel und Penſions Einrichtungen.

Tiſchwäſche
Außerordentlich billige Ken

Tiſchtücher Servietten
2.75 3.00 3.50 uſw. 1 Dizd. 2.75 3.90 5.40 uſw.

Nur ſchwere prima Qualitäten.

Einige 100 Dtzd. erſtklaſſige Fabriate
Handtücher, d. 150 1.60 210 etc.

Große Poſten Wiſchtücher,
e Dtzd. O,60 O. 90 1,8SO etc.

Beſonders preiswerte Bettwäſche
Ia. Stoffe und Näharbeit

Einzelne und im Fenſter leicht angeſtäubte Wäſche
W weit unter Preis.

Otto Dobkowitz,

zu außergewöhnlich billigen Preiſen
bietet Jhnen hervorragende Vorteile.

Uhren, Gold- und Silberwaren
ſind von bleibendem Wert und als
Geſchenk immer praktiſch und gern

S geſehen. S

Beachten Sie mein Schaufenſter.
Der bisherige Preis iſt an jedem

Stück erſichtlich. S

Vaul Hoffmann, Paul Nit
Merſeburg. Obere Burgſtraße 6.

Weihnachtsverkauff

e

92ä2ää4äääenoä0ää 990

Dat ich noch einen großen Poſten

abnehmen mußte, verkaufe ich dieſe bis zu Weihnachten

zu außergewöhnlich billigen Preiſen.

ans Käther, Markt 20.
Mitglied des Rabatt-Sparvereins.
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PelzKkragen- Shals Müſfte Autfknöpfkragen
in vielen Fellsorten und grösster Auswahl, bester Ausführung und niedrigsten Preisen.

Skunkskragen u. Müſfe
Damenpelzhüte Ziegen- und Angoradecken.

J. G. Knaurih S Sohn kukenplan 2

extra billig.
Vigene Anfertigung

000000ääää
Nürnberger

Lebkuchen,

Thorner
Katherinchen,

Aachener Printen,
Schleſiſche Bomben
Mignon-Herzen,
Merſeburger Raben

und alle Sorten
Honig- u.

Pfeffernüſſe
empfiehlt

Hermann Budiq,

Burgſtr. 24. Burgſtr. 24,
0000000000000000000000000

FIarzipan
nur eigenes, bestes PFabrikat,
täglich frisch empfehlt

Joh. Mitlacher,
Halle a. S., Poststr.

Chriſ ſtollen
in verſchiedenen Sorten.

A. Alberts,
Gotthardtſtr.

Verarbeitung nur
Butter.

Gotthardtſtr.

reiner

Kopfwärmer
Halswärmer
Pulswärmer
Armwärmer
BRrustwärmer
Rückenwärmer
Kniewärmer
Fusswärmer
Nimrod-Socken
Nimrod-HIosenträger
Grüne Kragen
Grüne Manschetten
H. Schnee Nachf.

A. F. Ebermann,

empfehle

Jagdwesten
Schwed. Lederwesten
Schwed. Lederjoppen
Jagd-Gamaschen
Jagd- Strümpfe
Jagd-Handschnuhe

Halle a. S., Gr. Steinstr. 84.

Als praktiſches Weihnachtsgeſchenk
empfiehlt ſeine

Hausſchlachtene Fleiſch

und Vurſtwaren
in bekannter Güte

H. Lehmann, Dammſtraße 4.

Günſtige Gelegenheit

I Nur 3 Tage!Sonntag, Montag, Mein

Weihnachts-
Ausverkauf

in Ofenſchirmen
und Kohlenkaſten

20--50 unter Preis.
Otto Bretſchneider

Flechten
nässende u. trock. Schuppenflechte,
Bartflechte, Aderbeine, Beinschäden,

offene Füße
Hautausschläge, skroph. Ekzema,böse Finger, alie Wunden sind oft

sehr hartnäckigWer bisher vergeblich züt Heilung
hnoffte, 27 noch die bewährte

äratl. emmpfohleneRino- Salb e
Frel von schädälichen Bestandteilen.

Dose M. 1,15 u. 2,25.
Man achte auf den Namen Rino und Firma
Rich. Schubert Co., Weinböhla- Dresden.
v ZTu haben in ahien

tStadttheater in ſſaſſe.

Eiſenwaren. Kl. Ritterſt Sonnabend, 20. Dezbr., nachm.7 traße 5. 3 15 Uhr: Sneewittehen,
2 n 7 Abends 7 Uhr Die Reise unTechnikum Jlmenau die Erde. Sonntag, 21. Lezbr.

Masobinonb. a. Rloxtrotoohnik. Abteilungen nachm. 3 u hr: Sneewittechen.
far Ingenieure, Teohniker u. Werk meister Abds 71 Loh 2dir. re Se Abde Uhr: Lohengrin.u Montag 22. Dez zbr. abds. 72)2

Uhr: re Dienstag, 23.Landwirtsſöhne e an. Dezbr., abds. 71), Uhr Paul und
Landw. Lehranſtalt u. Lehrmolkerei, Braunſchweig, durch zeitgem. Ausbild. gute Exiſtenz i. Abt. 4

als Verwäalter, Rechnungsf. u. Sekretä Abt.
Dirv. r

Paula. di Hie heitere
Residenz. Mittwoch, 24. Dezb.:als Molkereibeamte. Ausf. Proſp. koft
Geschlossen.ſh. 3800 Bejuch. i. Alt.

Weihnachts Wünſche
zu erfüllen, verurſacht vielen Kopfzerbrechen, zu-
mal wenn die Wünſche nicht bekannt ſind,
ſondern erraten werden müſſen. Wer ſicher gehen
will, etwas Willkommenes zu ſpenden, vergeſſe
nicht, ſein Geſchenk durch Beigabe von Schoko-
laden zu ſchmücken, die heute längſt für Jung
und Alt untrennbar zu einer Feſtſtimmung ge-
hören. Freilich darf man, um echte Freude zu
bereiten, nicht Fabrikate wählen, an denen die
ſchöne Umhüllung das beſte iſt. Die

-Schokoladen Aufmachungbieten in würdiger
einen Jnhalt dar, mit dem jeder Spender Ehre
einlegt und aufrichtige Dankbarkeit erntet. Sie
ſind zu den gleichen Einzelpreiſen wie in der
Fabrik erhältlich in der Ausgabeſtelle bei

Martha Hoffmann,
Gotthardtſtr. 12.

Kls Weihnachits-Präsente
empfehle:

Braunschweiger und Thüringer Cervelatwurst, Nuss-schinken, Rollschinken, Hummer und Fasan, Neunaugen,
Oelsardinen, Filet Heringe, Delikatess-Heringe, Aal

in Gelee, Krabben in Gelee, Hering in Gelee, Bratheringe,Bismarecikheringe, Anchovis Pastete und Sardellen- Butter.
wolepnon 469. 0 tt 0 A u er h 0 l d.

Pntenplan Z.

J

Aufmerksame MssigsteBedienung. 00000000000 200 Proiso.
e Karl känzer

Adolf Schäfers Nachf. Entenplan 7
porte -resongert

Merseburg.

(185Leinen- un ßaumwollwaren

bettwäsche Bettfedern Betten

Anfertigung in eigenen Arbeitsstuben.
o

o

o

W Fernspr. 259.2000000000000

Qualitäten.

0

v

Grosse
Auswahl.

Norwegen
ſt das NeSte Geutsche Aristall sei

der Gegenwart.

Den führenden ausländischen Marken völlig ebenbürtig
aber wesentlich preiswerter.

Alleinverkauf:

Louis ßöker.
Halle a. S.Leipzigerstrasse 7. Leipzigerstrasse 7.

finden Sie wieder

praktische u. solide Weihnachtsgeschenke
als

Spazierstöcke, Regenschirme für Damen und Hoerren,
Pfeifen Zigarrenspitzen Dosen Zigarrenetuis

Portemonnaies, Brieftaschen,

Damentaschen in grösster Auswahl,
Rauchtische
Serviertische
Schreibzeuge
Rasierapparate
Ketten

Nickelwaren, Bronzewaren, Schachspiele,
Dominos und viele andere schöne Sachen

in grosser Auswahl zu allerbilligsten Preisen bei

Büstenständer
Votenständer (Messing)
Rauchservice
Tischmesser
Broschen

Luthertische
Ptageren
Paneelbretter
Taschenmesser
Manschettenknöpfe

A. Hammer Markt 11.

AurchindiesemI—ahre

Markt 11.

Gewerhbehbank e. B. m. h. H. Weissenfels.
PostscheckkontoReichsbank Girogronto. Leipzigerstr. 11.

7374 Amt LeoeiprigTelefon Nr. 245. Nr.Wir verzinsen zurzeit Spareinlagen mit
390 bei täglicher Verfügung,
3 monatlicher Kündigung,
400 „Vierteljährlicher Kündigung,
41 halb jährlicher Kündigung,
5 jährlicher Kündigung.

An- und Verkauf von Wertpapieren zu günstigsten
Beagingungen der Gewerbebank untersteht der Kontrolle des
Revisionsverbandes gewerblicher Genossenschatten e. V. Halle a. S.

Malxuula u
zu haben in der Kreisblatt -Druckerei.
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Die neue Ferienordnung in Preußen.
Der Erlaß des Unterricht sminiſters über einheitliche Be-

meſſung und Gleichlegung der Schulferien liegt jetzt in authen-
tiſcher Faſſung wor. Danach gelten mit Beginn der Schulferien
1914 die folgenden Beſtimmungen:

1. Die Geſamtdauer der Ferien in den Volks-, mittleren
und höheren Schulen ſowie in den Lehrer- und Lehrerinnen-
Bildungsanſtalten beträgt einſchließlich der in die einzelnen
Ferienabſchnitte fallenden Sonn und Feſttage jährlich 80 Tage.
Daneben bleiben die bisher anerkannten allgemeinen Feſt- und
Feiertage auch ferner frei. Dagegen ſind abgeſehen von
gelegentlicher, aus beſonderer Veranlaſſung von der zuſtändi-
gen Stelle ausnahmsweiſe verfügter Ausſetzung des Unterrich-
tes etwaige ſonſtige ſchulfreie Tage, wie Gelöbnistage, oder
die Tage des Ewigen oder 40ſtündigen Gebetes, der Wallfahr-
ten uſw., ebenſo auch Jahrmarktstage, ſoweit letztere noch ſchul-
frei ſein ſollten, auf die Geſamtdauer der Ferien anzurechnen.
Ob und wieweit auch die Anrechnung der Zeit, für die eine
Schule nach S 12 der Anweiſung zur Verhütung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten geſchloſſen werden mußte, zur
Sicherung ordnungsmäßigen Fortſchreitens der Schüler oder
Schülerinnen notwendig iſt, darüber befindet nötigenfalls die
zuſtändige Schulaufſichtsbehörde.

2. Hinſichtlich der Orte mit höheren Schulen oder Lehrer
(Lehrerinnen)Seminaren wird die Dauer und Lage der ein-
zelnen Ferienabſchnitte für alle Schulgattungen innerhalb der
Provinz oder enger zuſammengehöriger Teile derſelben einheit-
lich vom Oberpräſidenten nach Anhörung des Provinzialſchul-
kollegiums und der Königlichen Regierung, Abteilung für Kir
chen und Schulweſen, feſtgeſetzt. Dabei iſt zu beachten, daß
der erſte Wochentag unmittelbar nach einem Sonn oder Feſt-
tage frei gelaſſen wird. Der Oberpräſident kann in den Fäl-
len, in denen eine Ortsſchulbehörde eine abweichende Vertei-
lung der Ferien für die Volksſchulen aus erheblichen Gründen
bei der Regierung nachſucht, deren Antrag Folge geben.

3. Für die übrigen Orte ſind Dauer und Lage der We
nachts, Oſter- und Pfingſtferien von der zuſtändigen Regie-
rung tunlichſt in übereinſtimmung mit den entſprechenden Fe-
rien in den Orten zu 2 zu regeln. über etwaige Beſchwerden
entſcheidet der Oberpräſident endgültig.

4. Durch Abzug der für Weihnachten, Oſtern und Pfing-
ſten gewährten Ferienzeit von der nach Ziffer 1 ſtatthaften Ge
ſamtdauer der jährlichen Ferien ergibt ſich die Zahl der für
Sommer und Herbſt verfügbaren Ferientage. Für ihre Ver-
teilung in den unter 3 genannten Orten auf die geeignetſten
Sommer- und Herbſtzeiten und für die Feſtſetzung des Begin-
nes der einzelnen Feriengruppen ſind die örtlichen Bedürf-
niſſe, inſonderheit die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Bevöl-

kerung ſorgſam zu berückſichtigen. Bei der Verſchiedenheit der
Verhältniſſe und bei der Abhängigkeit gewiſſer wirtſchaftlicher
Arbeiten von der Witterung kann die Regelung weder für grö-
ßere Bezirke gemeinſchaftlich noch für längere Zeit vorher er-
folgen. Sie iſt auf dem Lande und in den Städten mit länd-
lichen Verhältniſſen von dem Landrat und dem Kreisſchulin-
ſpektor im gegenſeitigen Einvernehmen und nach Anhörung der
Ortsſchulbehörden vorzunehmen. Kommt eine Einigung der
Beteiligten nicht zuſtande, ſo entſcheidet die Königliche Regie-
rung. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß von der Feſtſetzung oder
der aus beſonderen Gründen, z. B. wegen der Witterungsver-
hältniſſe, notwendig gewordenen Verlegung der Ferien der
Königlichen Regierung rechtzeitig Anzeige zu machen iſt.

5. Betreffs Bemeſſung der Pfingſtferien bleibt es bei der
geltenden Beſtimmung, daß die Pfingſtferien an ſämtlichen öf-
fentlichen Volksſchulen der Monarchie bis einſchließlich des Don-
nerstags nach Pfingſten zu erſtrecken ſind.

6. Eine Verlängerung der Ferienzeit über die zu 1. ange-
gebene Geſamtdauer hinaus iſt abzulehnen. Wo ſie in außer-
gewöhnlichen Einzelfällen unerläßlich erſcheinen ſollte, iſt die
Genehmigung des Miniſters erforderlich und dieſe rechtzeitig
vorher zu beantragen. Auch die Befreiung einzelner Schüler
vom Unterricht iſt, ſofern ſie nicht durch geſundheitliche Rück-
ſichten geboten iſt, auf die unbedingt nötigen Fälle zu beſchrän-
ken. ÜUberhaupt iſt Regelmäßigkeit des Schulbeſuchs, nament-
lich auch in den Volksſchulen, mit allen geeigneten Mitteln ſicher
zu ſtellen.

Provinz und Umgegend.
Halle, 17. Dezember. Am 13. er. fand hier eine Vor-

ſtandsſitzung des Lehrervereins Halle und Umgegend ſtatt, in
welcher u. a. auch der von Herrn Plönnigs- Magdeburg ver-
faßte Artikel: „Gedanken über die neue Gehaltsbewegung“
zur Beſprechung kam. Dieſe führte zu folgender Entſchließung:
„Der Vorſtand des Lehrervereins Halle- Umgegend wendet ſich
mit aller Entſchiedenheit gegen den von Herrn Lehrer Plön-
nigs- Magdeburg in der Preußiſchen Lehrerzeitung“ veröffent-
lichten Artikel „Gedanken über die neue Gehaltsbewegung“,
in welchem er zugunſten ſeiner Amtsgenoſſen in der Großſtadt
für einen größeren Unterſchied der Volksſchullehrergehälter ein-
tritt. Ganz abgeſehen von der vollſtändig verfehlten Begrün-
dung ſeiner Forderung nach der materiellen Seite hin, zeugen
die von dem Herrn Verfaſſer vertretenen Anſchauungen in ide-
eller Richtung von einem Mangel an Standesbewußtſein, der
für jeden Lehrer, welcher auf ſeine Standesehre etwas gibt,
tief beſchämend ſein muß. Gründet doch Herr Plönnigs die
Berechtigung des Bezugs eines höheren Gehaltes der Lehrer in
der Großſtadt allen Ernſtes ſowohl auf den für ihn feſtſtehenden
Unterſchied der Bildung in Stadt und Land im allgemeinen,

als auch auf die nach ſeiner Anſicht wirklich vorhandene gerin-
gere Bildung der Lehrer auf dem Lande im beſonderen. Gegen
die hierdurch von Herrn Plönnigs geſchehene Entwürdigung des
Standesanſehens namentlich der Landlehrer erhebt der Vor-
ſtand obigen Vereins energiſchen Proteſt mit dem Hinweis da-
rauf, daß: 1. die Bildung der Landlehrer derjenigen der Groß-
ſtadtlehrer vollkommen gleich iſt, da die Vorbildung beider auf
gleichen ſtaatlichen Anſtalten geſchieht und beide dieſelben
ſtaatlichen Prüfungen ablegen; 2. der Dienſt an der Volks-
ſchule in der Großſtadt durchaus keine „höhere Bildung“ er-
fordert, als derjenige an den Landſchulen, auch 3. die Amts
führung des Landlehrers nicht im entfernteſten leichter und von
geringerer kultureller Bedeutung iſt als die des Großſtadtleh-
rers, hiernach alſo 4. der Landlehrer ſozial und beruflich mit
dem Großſtadtlehrer durchaus auf gleicher Stufe ſteht, und
demzufolge 5. das Verlangen nach einer Verſchiedenheit der
Gehälter beider ein Unrecht bedeutet.“

Gerichkszeitung.

Magdeburg, 16 Dezember. Das Landgericht zu Magdeburg ver-
handelte gegen den Schloſſer Wolf von Magdeburg, der das ſchwere Au-
tomobilunglück bei Weſterhüſen verſchuldet hatte, bei dem die Kellnerin
Zugbaum getötet wurde. Wolf hatte mit dem Kaufmann Döhring aus
Magdeburg eine Bierreiſe gemacht und ſteuerte das Automobil, trotzdem
er keinen Fahrſchein beſaß. Auf der Chauſſee bei Weſterhüſen verlor
Wolf die Gewalt über das Gefährt und fuhr gegen einen Baum, ſodaß
das Automobil in den Chauſſeegraben ſtürzte. Die Jnſaſſen wurden aus
dem Wagen geſchleudert, wobei das Mädchen, das die Fahrt mitgemacht
hatte, einen Schädelbruch erlitt und unmittelbar darauf ſtarb. Wolf fin-
gierte der Polizei bei ſeiner Verhaftung ein Attentat vor, um die Schuld
von ſich abzuwälzen. Auch wurde vermutet, daß ein Sittlichkeitsver-
brechen an dem Mädchen begangen worden war, was aber durch die
Unterſuchung nicht beſtätigt wurde. Das Gericht verurteilte Wolf we-
gen Tötung zu einem Jahr einen Monat Gefängnis, den Kaufmann Döh-
ring, dem das Automobil gehört und der die Bierreiſe veranlaßt hatte,
zu 200 K Geldſtrafe wegen Vergehens gegen das Automobilgeſetz.

Paris, 17. Dezember. Eine Frau Cotton hatte die franzöſiſche
Staatskaſſe auf Herausgabe von 25 Millionen Francs verklagt. Den
Vorwand zu dieſer Klage bildete das Teſtament eines gewiſſen Jean
Thierry, der im Jahre 1676 in Venedig geſtorben iſt. Dieſer Thierry
hatte durch ſein Teſtament ſein großes Vermögen ſeinen Vettern Pierre
und Cloude Thierry hinterlaſſen. Madame Cotton erklärte ſie könnte
dieſe Erklärung auch durch Dokumente ziemlich einwandfrei nachweiſen

in direkter Linie von dieſen beiden Vettern abzuſtammen. Sie be-
hauptete, daß General Bonaparte bei der Beſetzung der Republik Venedig
dieſes Vermögen an ſich geriſſen hätte. Das Kammergericht in Paris
wies ſie mit ihrer Klage ab. Jn der Urteilsbegründung hob das Gericht
hervor, daß es heutzutage unmöglich wäre, zu entſcheiden, ob General
Bonaparte ſeinerzeit als Privatmann oder im Intereſſe der franzöſiſchen
Republik gehandelt hätte, als er die Beſchlagnahme der großen Ver-
mögen, die in Venedig vorhanden waren, verfügte.

Hamburg, 18. Dezember. Die Strafkammer des hieſigen Landge-
richts verurteilte den verantwortlichen Redakteur Peterſon vom hieſigen
„Echo“ wegen Beleidigung des Kriegsgerichts der zweiten Marineinſpek-
tion in Wilhelmshaven und wegen Beleidigung ſämtlicher Offiziere und
Unteroffiziere der deutſchen Armee, begangen durch zwei einzelne ſelb
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Sonnabend, den 20. Dezember

ſtändige Artikel, zu insgeſamt 1400 Geldſtrafe bezw. 140 Tagen Ge-
fängnis Der eine Artikel hatte ſich mit einem kriegsgerichtlichen Ur-
teil beſchäftigt und behauptet, daß die Anklage zurechtkonſtruiert geweſen
wäre. Der andere Artikel, in dem von Deutſchlands Schande“, von
„Henker- und Schinderdienſten“, von „betreßten Schinderknechten“ uſw.

eſprochen wurde, war aus Anlaß der Wehrvorlage geſchrieben worden.
Jn letzterem Falle hatte der Kriegsminiſter Strafantrag geſtellt.

Berlin, 19. Dezember. Wegen Urkundenfälſchung und Betrugs
war geſtern vor der 1. Strakfammer des Landgerichts 1 der Kaufmann
Otto Clemens aus Köthen angeklagt. Elemens, der ſchon über ſechs
Jahre in Gefängniſſen geſeſſen hat, ließ ſich Briefbogen mit dem Kopfe
„Dr. A. Keller, prakt. Arzt, Weißwaſſer, Oberlauſitz“, drucken auf denen
er bei Firmen, die er von früher her kannte, Auswahlſendungen von
Straußenfedern nach Weißwaſſer beſtellte. Gleichzeitig ſandte er an das
Poſtamt zu Weißwaſſer einen mit „Dr. Keller“ gezeichneten Antrag, in
dem er um Nachſendung aller Poſtſachen nach Berlin, „Hotel Askaniſcher
Hof“, erſuchte. Jn dieſem Hotel wohnte er garnicht, ſondern hatte nur
ſchriftlich ein Zimmer zum 1. November beſtellt und den Hotelbe-
ſitzer um Aufbewahrung der Poſtſendungen erſucht. Am 1. November
ſchickte er einen Dienſtmann mit einem Brief in das Hotel, worin er um
Aushändigung der Poſtſendungen erſuchte. Der Dienſtmann ſollte ihm
die Sachen dann nach dem Lehrter Bahnhof bringen. Er erhielt von
verſchiedenen Dresdener und Berliner Firmen eine ganze Anzahl von
Pleureuſen, die er ſchleunigſt verſetzte. Weitere Sendungen wurden
nicht ausgehändigt, da der Poſtbehörde Bedenken gegen die Ehrlichkeit
des Beſtellers erwachſen waren. Der Angeklagte, der geſtändig war,
behauptete, aus Not gehandelt zu haben. Der Staatsanwalt bean-
tragte gegen ihn 3 Jahre Zuchthaus, 1500 Geldſtrafe und 5 Jahre
Ehrverluſt. Das Gericht faßte den Fall weſentlich milder auf und er-
kannte auf nur 1 Jahr Gefängnis.

Zwiſchen zwei Mühlſteinen.
Roman von Marie Stahl.

„Dann hätten Sie Minnie nicht heiraten müſſen“, war ihr
letztes Wort.

„Wollte Gott, es wäre nicht geſchehen“, brach es heftig
mit faſt wilder Energie aus ihm hervor. „Es war ein unſeliges
Jrregehen! Jhr Liebreiz und ihre harmloſe Jugend hatten es
mir angetan, aber dieſe ganze Ehe iſt nichts als eine große
Enttäuſchung. Es fing ſchon auf der Hochzeitsreiſe an, mit ih
rer völligen Unfähigkeit an meinen höchſten Intereſſen teilzu-
nehmen. Sie gehört zu den Frauen, die einen ernſthaften
Mann nicht von einem apportierenden Pudel unterſcheiden
können. Aber vieles hätte ich ihr nachgeſehen, wenn ſie mich
wirklich geliebt hätte.“

„Sie haben Minnie nie verſtanden. Ich glaube feſt, daß
Sie die echte und große Liebe ihres Lebens ſind.“ J

„Reden Sie nicht gegen Jhr Gewiſſen und Jhre Über-
Oder Sie haben ſelbſt keine Ahnung, was Liebe

iſt.
„Es gehört vielleicht weniger Kenntnis der Liebe als

m oder Verſtehen der Frauennatur dazu.“
„Jch bin überzeugt, wir Männer beurteilen die Frauen

richtiger, als ſie ſich untereinander.“
„Verzeihen Sie, das iſt ein Jrrtum. Sie ſehen uns nur

durch die Brille der Leidenſchaft.“

„Und Frauen ſehen ſich gegenſeitig nur durch das Verklei-
nerungsglas des Neides und der Mißgunſt oder
in Jhrem Fall, die Sie immer für Jhr Geſchlecht eintreten, in
der Verklärung und Beſchönigung der Parteilichkeit.“

„Summa Summarum: kein Menſch beurteilt den andern
richtig. Jedenfalls haben Sie und Minnie ſo verſchiedene Le-
bensbedingungen, wie Fiſch und Vogel. Sie haben vielleicht
ein Recht, dies zu beklagen, aber Sie haben kein Recht, es der
armen Minnie als Verbrechen vorzuwerfen, daß ſie ſich nicht
auf Jhren Wunſch aus einem Fiſch in einen Vogel verwandeln
kann.“

Des Profeſſors Geſicht wurde wieder ſehr finſter, alle
Schatten und Linien vertieften ſich.

„Jch bin alles deſſen ſo müde“, ſagte er angeekelt. „Jch
habe mich in einem Netz gefangen und kann nicht hinaus. Es
zerreibt mich unmerklich etwas. Jch würde in unſerm Fall eine
Scheidung für die beſte Löſung halten, aber Sie wiſſen es
wohl noch nicht Minnie hat wieder Hoffnung, Mutter zu
werden. Schon im Spätherbſt. Da iſt dieſer Ausweg ausge-
ſchloſſen. Sie bedarf der größten Schonung. Der Arzt hat für
den ganzen Sommer einen Aufenthalt in guter Luft vorge-
ſchrieben, in Berlin darf ſie nicht bleiben. Und wenn ſie nun
auch für einige Zeit mit der Mutter einen Kurort aufſucht, ſo
wird ſie doch den weitaus größten Teil der Zeit in Wunders-
hauſen zubringen müſſen, denn in ihrem Zuſtand bleibt ſie nicht
allein unter fremden Leuten. Sie wiſſen, was es für mich be
deutet, ſie in Wundershauſen zu laſſen! Jch werde es nie
wieder mit einem Fuß betreten, und ich habe unvermeidlich das
Gefühl perſönlicher Beleidigung und Erniedrigung, daß meine
Frau es mit denen hält, die mir die Ehre abſchneiden, und daß
ſie zu ihnen gehört. Wäre Minnie körperlich widerſtandsfähi-
ger, duldete ich es auf keinen Fall, aber ſie muß jetzt wie ein
rohes Ei behandelt werden, ich darf über ſolche Dinge garnicht
mit ihr reden. Der Arzt hat mich dringend gewarnt, jede ſtarke
Gemütsbewegung könne ſofort wieder dieſelbe Kataſtrophe her
beiführen, die ihr Leben ſchon zweimal in Gefahr brachte.
Beim drittenmal würde ſie kaum Ausſicht haben, durchzukom-
men, es wird mit jedem Male verhängnisvoller. Zu ihrem
Mörder will ich mich aber nicht machen.“

Erda blickte erſchrocken und mit tiefem Mitleid auf den
ſchwer bedrückten Mann.

„Und Sie ſelbſt können ſich nicht frei machen und mit ihr
fortgehen? Wäre nicht vielleicht eine Rettung Jhrer Ehe mög-
lich, wenn Sie alles hintanſetzten und Minnie die große Liebe
erwieſen, die Sommermonate mit ihr und für ſie zu verleben.“

„So, und dann Mutter und Kind darben zu laſſen? Sie
wiſſen, daß wir kein Vermögen haben. Meine Arbeit iſt mein
Vermögen, und ſie feſſelt mich mehr denn je an Ort und Stelle.
Minnie iſt ſehr verwöhnt, es gehört viel dazu, ihre Bedürfniſſe
zu befriedigen. Jch gönne mir ſelten einen Feiertag, die Sonn

tage ſind meine beſten Arbeitstage, es ſind die einzigen, die ich

neben den Nachtſtunden für mein Werk über die Eiszeit in der
norddeutſchen Tiefebene habe. Die Redaktion der wiſſenſchaft
lichen Beilage des „Kulturboten“ nimmt mich mehr in An-
ſpruch, als ich zuerſt dachte, aber gerade ſie bedeutet eine ſchöne,
feſte Einnahme. Jch bin ein Arbeitsmenſch, je mehr, je lieber,
man müßte nur innerlich Ruhe und etwas Freude haben, ſonſt
reibt es auf.“

Und wieder wallte das Mitleid hoch auf in Erdas Herzen.
Ja, er hatte ſich in einem Netz gefangen, und es war ein ver-
giftetes Neſſusgewand daraus geworden, aus dem er ſich nicht
befreien konnte. Die Lage war böſe für ihn. Doch wenn ein
Kind da iſt, wird vielleicht alles wieder gut, dachte ſie nicht ohne
ein ſcharfes, ſchneidendes Wehegefühl, ſolch ein Kind iſt doch
das ſtärkſte Band für die Eltern. Sie verſuchte ihm zuzureden
und ihn mit dieſer Hoffnung zu tröſten.

Er ſchüttelte finſter den Kopf dazu. „Jch kann mich gar-
nicht darauf freuen“, ſagte er gleichgültig. „Es wird nicht
mein, ſondern ihr Kind werden. Der Arbeitskampf läßt mir ja
keine Zeit, ihrem Einfluß zu ſteuern, und das iſt die einzige
Rückſicht auf ihre zarte Geſundheit. Sie wird mir das Kind
ebenfalls nach Wundershauſen verſchleppen, und ſie werden es
mir dort genau ſo verleiden wie ſeine Mutter. Aber laſſen wir
das jetzt, das Unabänderliche muß ertragen werden. Jch muß
meinen Jrrtum, daß ich einen Frühlingsrauſch für Liebe hielt,
büßen.“

(Fortſetzung folgt.)

Provinz und Umgegend.
Jena, 18. Dezember. Der Gemeinderat hat einen An-

trag angenommen, nach dem die Vergebung ſtädtiſcher Arbei-
ten an Gemeinderatsmitglieder unterſagt iſt. Jn beſtimmten
Fällen ſind Ausnahmen von dieſem Verbot zuläſſig, doch bedür
fen ſie der Genehmigung des Gemeinderats.

Raumburg, 18. Dezember. Der Bezirksausſchuß zu
Merſeburg hat das Ausſcheiden der Stadt Naumburg aus dem
Kreiſe und die dieſem Ausſcheiden zugrunde liegenden Ver-
träge genehmigt.

Kleines Feuillekon.
Panik im Theater. Aus Peſt, 17. er., wird gemeldet: Bei

der heutigen Vorſtellung in der Königlichen Oper hat ſich ein
Zwiſchenfall zugetragen. Ein Mann, der ſich vor dem Opern
hausgebäude vollſtändig entkleidet hatte, gelangte während des
dritten Aktes der Oper „Lohengrin“ unbemerkt in den Zu
ſchauerraum und lief dann raſch bis zum Orcheſter. Dort warf
er ſich über die Barriere, wendete ſich zum Publikum und be
gann zu dirigieren. Unter dem Publikum, beſonders unter
den Damen, entſtand eine große Panik. Mit großer Mühe ge
lang es dann, den Mann feſtzuhalten, ihm raſch eine Hülle um
zuwerfen und aus dem Saal zu tragen. Es ſtellte ſich heraus,
daß es ſich um einen wahnſinnigen Chauffeur handelt, der dann
in eine Jrrenanſtalt gebracht wurde. Die Vorſtellung konnte
dann fortgeſetzt werden. S
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